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Harte Verhandlungen erwartet

Am 26. Oktober beginnen in Potsdam die Tarifverhandlungen für die Beschäftigten der 

Länder. In der letzten Tarifrunde, im Oktober/November 2021, haben die Gewerkschaften 

ein Einkommensplus von 2,8 Prozent durchsetzen können. Nach einer Nullrunde von 

14 Monaten, in der die aktiv Beschäftigten lediglich eine einmalige Coronaprämie von 

1 300 Euro netto bekommen haben. Die Versorgungsempfänger blieben bei der Prämie 

sogar außen vor. Dass der Tarifabschluss nicht höher ausgefallen ist, lag vor allem an der 

damals wütenden Coronaepidemie. Viele Kolleginnen und Kollegen auf die Straße zu 

bringen, um die Arbeitgeber zu einem höheren Abschluss zu zwingen, war kaum möglich. 

Das ist jetzt anders! Diesmal ist deutlich mehr drin! Damit das auch klappt, haben die GdP 

und die anderen Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes schon jetzt damit begonnen, 

ihre Mitglieder für die Tarifverhandlungen zu mobilisieren. Denn je mehr Mitglieder sich an 

der Tarifauseinandersetzung beteiligen, umso höher fällt der Abschluss aus.

Entscheidend für den Erfolg bei den Tarif-

verhandlungen ist die Forderung, mit der 

die Gewerkschaften Ende Oktober den Arbeit-

gebern gegenübertreten werden. Sie muss 

nicht nur durchsetzbar sein, sondern auch 

mobilisierungsfähig, damit sich möglichst 

viele Beschäftigte an den geplanten Aktionen 

beteiligen. Denn nur ein breiter Protest macht 

bei den Arbeitgebern wirklich Eindruck. 

Forderungen der GdP 

Wie die Tarifforderung im Detail aussieht, 

wird zurzeit noch zwischen den beteiligten 

Gewerkschaften diskutiert. Das Ziel steht al-

lerdings fest: Der Abschluss muss hoch ge-

nug sein, um nicht nur einen Inflationsaus-

gleich zu erreichen, sondern er muss auch 

die Gehälter für die Beschäftigten der Län-

der so anheben, dass sie anderen Branchen 

gegenüber wieder wettbewerbsfähig wer-

den. Und er muss gewährleisten, dass die 

immer größer werdende Lücke zu den Be-

schäftigten beim Bund und den Kommunen 

wieder geschlossen wird! 

Anfang März dieses Jahres waren die Ge-

hälter dort nach einem Schlichterspruch um 

einen Sockelbetrag von 200 Euro angehoben 

worden. Auf die so gestiegenen Gehälter gab 
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Eigener Tarifvertrag für die Länder
Seit 2006 werden die Beschä�igten der Länder nach einem eigenen Tarifvertrag bezahlt, dem TV-L 

(Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder). Der TV-L hat den Bundesangestellten-Tarifvertrag (BAT) 

abgelöst, der auch für die Beschä�igten des Bundes und der Kommunen galt. Bislang wurden die Entgelte des 

TV-L acht Mal erhöht. 

Tarifabschluss

2006 2,9 Prozent 01.01.2008 bis dahin Sonderzahlungen

2015 2,1 Prozent

2,3 Prozent

01.03.2015

01.03.2016   

Erhöhung Arbeitnehmeranteil VBL

2017 2,0 Prozent

2,35 Prozent

01.01.2017

01.01.2018  

bis EG 11/1 mind. 75 Euro; zusätzliche

Erfahrungsstufe 6 ab EG 9

2019 3,01 Prozent

3,12 Prozent

1,29 Prozent

01.12.2022

mind. 100 Euro

mind. 90 Euro

mind. 50 Euro

2021 2,8 Prozent 14 Monate Nullrunde 

1300 Euro Corona-Sonderzahlung

2011 1,5 Prozent

1,9 Prozent

01.04.2011

01.01.2012

360 Euro Sonderzahlungen für 5 Lehrmonate

2013 2,65 Prozent

2,95 Prozent

01.01.2013

01.01.2014

Erhöhung Urlaubsanspruch auf 30 Tage

2009 40 Euro Sockelbetrag

3,0 Prozent 

1,2 Prozent

01.01.2009

01.03.2009

01.03.2010

Erhöhung Zeitpunkt Besonderheit
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es anschließend weitere 5,5 Prozent oben-

drauf. Zudem wurde vereinbart, dass jeder 

Beschäftigte mindestens 340 Euro je Monat 

mehr bekommt. Eine soziale Komponente, 

mit der sichergestellt wird, dass die Bezie-

her niedriger Einkommen, die besonders 

unter der hohen Inflation leiden, einen Aus-

gleich erhalten. Für alle Beschäftigten gab 

es zudem eine Inflationsausgleichszahlung 

in Höhe von insgesamt 3 000 Euro. 

Nach Berechnungen der Dienstleistungs-

gewerkschaft ver.di stiegen die Einkommen 

der Beschäftigten insgesamt um rund 11 Pro-

zent. Das ist der höchste Abschluss, der seit 

vielen Jahren im öffentlichen Dienst erzielt 

worden ist – trotz der langen Laufzeit von 24 

Monaten. Für die GdP ist der Tarifabschluss 

mit dem Bund und den Kommunen (TV-L) 

deshalb eine Blaupause für das, was bei den 

Verhandlungen mit den Ländern mindestens 

durchgesetzt werden muss. Darunter geht es 

nicht! Denn ein Vergleich der Tabellenentgel-

te der Länder gegenüber dem Bund und den 

Kommunenergibt eine Einkommensdifferenz 

von oft mehr als zwölf Prozent.

Mit welchen weiteren Forderungen die 

GdP in die Tarifforderungen gehen wird, wird 

Mitte September bei den Beratungen der Bun-

destarifkommission entschieden. Anschlie-

ßend müssen die Forderungen mit denen der 

anderen an den Verhandlungen beteiligten 

Gewerkschaften – ver.di, GEW und Beamten-

bund – abgeglichen werden, um sie dann 

Ende Oktober öffentlich zu präsentieren.

Massiver Widerstand der 
Arbeitgeber zu erwarten

Wenn der öffentliche Dienst als Arbeitge-

ber überhaupt noch eine Zukunft haben soll, 

führt an einem deutlichen Einkommensplus 

kein Weg vorbei. Das wissen auch die Poli-

tiker, die in Potsdam mit am Verhandlungs-

tisch sitzen werden. Trotzdem deutet schon 

jetzt vieles darauf hin, dass es in diesem Jahr 

zu besonders harten Tarifauseinanderset-

zungen kommen wird. Die Arbeitgeber wer-

den sich erfahrungsgemäß erst einmal wei-

gern, überhaupt ein Tarifangebot auf den 

Tisch zu legen. Sie werden keine Chance un-

genutzt lassen, um auf die aktuell nicht mehr 

so stark steigenden Steuereinnahmen zu ver-

weisen. Nicht, dass die Länder mit weniger 

Steuern auskommen müssen – das Gegenteil 

ist der Fall! Auch wenn der Zuwachs gerin-

ger ausfallen sollte, als vor einem halben Jahr 

noch gedacht: Allein in NRW stehen im kom-

menden Jahr sieben Milliarden Euro mehr zur 

Verfügung. Und sie werden keine Chance un-

genutzt lassen, um auf die Kosten des Ukrai-

ne-Kriegs, die Belastungen durch den Klima-

wandel und die schwierige Konjunkturlage 

hinzuweisen. Für die eigenen Beschäftig-

ten bleibe da leider nichts mehr übrig, wer-

den sie erklären. Ob sie damit durchkom-

men, hängt von uns allen ab. Nur wenn es 

uns gemeinsam gelingt, möglichst viele von 

uns für die geplanten Aktionen auf die Stra-

ße zu bringen, erreichen wir einen guten Ta-

rifabschluss! Verhandelt wird der Tarifver-

trag für die Beschäftigten der Länder (TV-L) 

in Potsdam. Er gilt abgesehen von Hessen 

für alle Bundesländer. Verhandlungsführer 

für die Gewerkschaften ist der ver.di-Bun-

desvorsitzende Frank Wernicke. Neben ver.

di sitzen auch Vertreter der GEW und der 

GdP sowie des Deutschen Beamtenbundes 

mit am Tisch. 

Vereinbart wurden im Vorfeld drei Ver-

handlungsrunden: 26. Oktober, 2./3. Novem-

ber und 7./8. Dezember. Kommt es dort nicht 

zu einer Einigung, könnte es zu einem Er-

zwingungsstreik kommen. I

Streiks könnten diesmal unvermeidbar sein
Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst laufen anders ab als in der privaten Wirtschaft. Meist werden im Vor-

feld drei Verhandlungsrunden vereinbart, und dann steht das Ergebnis. Auch ohne große, flächendeckende 

Streiks. Manchmal, wie in der letzten Tarifrunde für die Länder, ist das Ergebnis deutlich zu schlecht. Aber es 

hat in der jüngsten Zeit auch Abschlüsse gegeben, bei denen der öffentliche Dienst im Vergleich zu anderen 

Branchen aufgeholt hat. 

Diesmal deuten die Vorzeichen in eine andere Richtung. Diesmal mehren sich bereits vor Beginn der eigent-

lichen Tarifrunde die Hinweise, dass die öffentlichen Arbeitgeber ihren Beschäftigten kein faires 

Lohnangebot anbieten werden. Deshalb ist es gut, dass in den Polizeibehörden vor Ort schon jetzt darüber 

diskutiert wird, wie die Beschäftigten bei der Polizei die anstehende Tarifauseinandersetzung mit den 

Ländern durch gezielte Aktionen aktiv unterstützen können. Streiks gehören dabei ausdrücklich dazu. 

Auch bei der Polizei. Auch dann, wenn Polizistinnen und Polizisten nicht streiken dürfen. Aber die Tarif-

beschäftigten dürfen das. Und die Beamtinnen und Beamten können die Streiks bei der Polizei durch 

vielfältige, kreative Aktionen tatkräftig unterstützen. Durch Aktionen, die über das, was wir bisher immer 

machen – von der Aktiven Mittagspause bis zur Großdemonstration –, deutlich hinausgehen.

Ob und wann es im Herbst zu Arbeitskampfmaßnahmen im öffentlichen Dienst kommen wird, kann zum jetzigen Zeitpunkt noch 

niemand sagen. Die Verhandlungen haben ja noch nicht einmal begonnen. Aber wer den Politikern zuhört, spürt, dass es ohne den 

Druck der Straße diesmal nicht zu einem ordentlichen Abschluss kommen wird. 

In der Polizei bemühen wir uns immer, vor die Lage zu kommen. Das muss auch für die Tarifrunde gelten! 

 Deshalb wird es Zeit, dass wir uns genau überlegen, wie wir durch kreative, vielfältige Aktionen den Druck auf 

die Politiker erhöhen, im Herbst ein gutes Tarifangebot auf den Tisch zu legen. Und wir müssen schon jetzt damit 

beginnen, möglichst viele Kolleginnen und Kollegen dafür zu gewinnen, sich selber aktiv an den Aktionen zu 

beteiligen.

Es ist Zeit zum Handeln! Es ist Zeit, uns gemeinsam für ein deutliches Einkommensplus starkzumachen!  Michael Mertens 

Auch auf der Straße! Landesvorsitzender
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Hausaufgaben für 
den Innenminister
„Die ständigen Diskussionen um die Body-
cam, die teils seit Jahrzehnten nicht erhöh-
ten Zuschläge und die überlange Wochen-
arbeitszeit, vakante Behördenleitungen: Bei 
wichtigen Polizeithemen verharren Landes-
regierung und Innenminister im Ungefäh-
ren – das kann nicht so bleiben!“ Mit einem 
kurz vor Ende der Parlamentarischen Som-
merpause veröffentlichten Weckruf hat GdP-
Landesvorsitzender Michael Mertens die Po-
litiker aufgefordert, endlich ihrer Verant-
wortung für die Polizei gerecht zu werden. 
Die Kernforderungen der GdP lauten:

Nach jedem kritischen Einsatz wird von 
der Politik und Teilen der Medien nach Bil-
dern der Bodycam gerufen. Dabei wurden 
die Kameras seinerzeit nicht zur Beweissi-
cherung angeschafft – sondern ausdrücklich 

wegen ihrer deeskalierenden Wirkung in Kon-
fliktsituationen. Das Einschalten liegt im Er-
messen der Beamten. „Wenn der Minister das 
ändern will, muss er klipp und klar sagen, in 
welchen Situationen die Kameras laufen sol-
len“, betont Mertens. „Dafür muss dann auch 
eine Rechtsgrundlage geschaffen werden.“

Das Zulagensystem bei der Polizei ist völ-
lig aus der Zeit gefallen. Der Zuschlag für 
den Dienst zu ungünstigen Zeiten (DuZ) in 
der Nacht zum Beispiel wurde seit 1992 nicht 
mehr angepasst und liegt seitdem unverän-
dert bei 1,28 Euro/Stunde. In einem Schrei-
ben hat das Innenministerium der GdP mit-
geteilt, dass man hier Handlungsbedarf 
sehe. „Den Worten müssen jetzt Taten fol-
gen“, drängt der GdP-Vorsitzende. „Die Zeit 
des Unbestimmten, auf die sich der Innen-

minister gerne zurückzieht, muss endlich 
ein Ende haben!“ Das gilt auch für die seit 
Jahrzehnten eingefrorene Polizeizulage und 
für die Abschaffung der 41-Stunden-Woche.

Mit Düsseldorf, Gelsenkirchen und Ober-
hausen ist die Leitung von drei Großstadtprä-
sidien aktuell vakant oder nur provisorisch 
besetzt – und zum Teil seit über einem Jahr. 
„Hier wird fahrlässig ein verheerender Ein-
druck provoziert: dass Polizeipräsidentin-
nen und -präsidenten nicht so wichtig seien“, 
klagt Mertens. Tatsächlich ist das Gegenteil 
der Fall!: Die GdP drängt deshalb nicht nur auf 
eine zügige Nachbesetzung der freien Stellen, 
sondern auch auf eine vorausschauende Per-
sonalpolitik. Denn mit Köln, Aachen und Mön-
chengladbach werden noch in diesem Jahr 
weitere Polizeipräsidenten ausscheiden. I

Polizei drohen harte Einschnitte

Im kommenden Jahr will das Land 7,2 Mil-
liarden Euro mehr ausgeben. Trotzdem ste-

hen in vielen Bereichen harte Einschnitte be-
vor – auch bei der Polizei. Das zeigt ein Blick 
in den Anfang August veröffentlichten Haus-
haltsentwurf für 2024. Danach stehen der Po-
lizei im kommenden Jahr gerade einmal neun 
Millionen Euro mehr für Personalausgaben 
zur Verfügung. Der entsprechende Etat steigt 
von 3,015 Milliarden Euro auf gerade einmal 
3,024 Milliarden Euro. Zieht man davon die 
Kosten für die Übernahme der zusätzlichen 
Kommissaranwärterinnen und -anwärter 
ab (plus 1.126 Stellen), bleibt für strukturel-
le Verbesserungen bei der Polizei kaum et-
was übrig. Ganz zu schweigen von den Kos-
ten der im Herbst beginnenden Tarifrunde. 
Noch dramatischer sieht die Situation bei 
den Sachmitteln aus. Hier muss die Polizei im 
kommenden Jahr sechs Millionen Euro ein-
sparen. Nimmt man den Kaufkraftverlust von 
aktuell 6,2 Prozent (Juli 2023) hinzu, kommen 
netto weitere 64 Millionen Euro hinzu.

Bereits Anfang Juli hatte Innenminis-
ter Herbert Reul (CDU) deshalb in einem an 
die Behörden verschickten Brandbrief da-

von gesprochen, dass die Steuereinnahmen 
des Landes im Vergleich zur letzten Steuer-
schätzung um 610 Millionen Euro gesunken 
seien. Alle Ressorts müssten Einsparungen 
vornehmen – auch die Polizei, warnte er. 
Damit die Polizei trotzdem ihre Kernaufga-
ben weiter wahrnehmen könne, würde das 
Haushalts-Controlling im Innenministerium 
weiter ausgebaut werden, kündigte Reul an. 
Auf Deutsch: Aufgaben, die nicht unbedingt 
erforderlich sind, könnten auch wegfallen, 
einzelne Etatposten reduziert werden. 

Im jetzt veröffentlichten Haushaltsent-
wurf werden dazu erste konkrete Zahlen ge-
nannt. Bei der Hochschule für Polizei und öf-
fentliche Verwaltung (HSPV) will das Land 
3,2 Millionen Euro sparen – trotz steigender 
Studierendenzahl. Bei der Deutschen Hoch-
schule der Polizei (DHPol) sind es 980 000 
Euro, bei den Aus- und Fortbildungseinrich-
tungen im Bereich des Innenministeriums 
2,34 Millionen Euro. 

Ob es tatsächlich so weit kommt, hängt 
vom Willen der Landtagsabgeordneten ab, 
der Polizei in NRW auch in Zukunft die Mit-
tel zur Verfügung zu stellen, die sie für ihre 

Arbeit braucht. Die GdP rechnet in jedem 
Fall mit harten Auseinandersetzungen. I

 

Angaben in Milliarden Euro

Quelle: Finanzministerium NRW, 

Haushaltsplanentwurf 2024  

7,2 Milliarden Euro mehr

2023 2024

94,7

32,1

9,9
10,8

3,0

53,6
52,7

34,5

101,9 Milliarden Euro will die Landesregierung im 

kommenden Jahr ausgeben. Das sind 7,2 Milliarden 

Euro mehr als in diesem Jahr. Drei Milliarden Euro 

davon sind für die Schuldentilgung vorgesehen. 2,4 

Milliarden Euro für zusätzliche Personalausgaben. 

Ausgaben gesamt

sonstige Ausgaben

Schuldentilgung
Investitionen

Personalausgaben

101,9
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3 000 Anwärter –  
so viel wie noch nie!
Am 1. September haben in NRW 3 000 

Kommissaranwärterinnen und -anwär-
ter ihr Bachelorstudium bei der Polizei be-
gonnen. So viel wie noch nie! Damit steigen 
die Chancen, dass in den kommenden Jahren 
die immer wieder von der Politik versproche-
ne Verstärkung tatsächlich in den Dienststel-
len vor Ort ankommt. Bis es so weit ist, ist es 
trotzdem noch ein längerer Weg. Denn nach 
wie vor brechen 20 Prozent der neu einge-
stellten Kommissaranwärterinnen und -an-
wärter ihre Ausbildung vorzeitig ab. 

Dass in diesem Jahr zum ersten Mal in 
NRW 3 000 Nachwuchspolizisten einge-
stellt worden sind, ist trotzdem ein großer 
Erfolg. Dafür hat die GdP lange gekämpft! 
Zur Erinnerung: Weil das Land angeblich 
vor dem finanziellen Ruin stand, hat 2004 
die damalige rot-grüne Landesregierung die 
Einstellungszahlen bei der Polizei mehr als 
halbiert, von 1 090 Kommissaranwärterin-
nen und -anwärtern auf nur noch 500. Auch 
ein 2005 erfolgter Regierungswechsel zu 
Schwarz-Gelb hatte daran zunächst nichts 
geändert. Erst ab 2008 sind die Einstellungs-
zahlen bei der Polizei wieder nach oben ge-
gangen. Erst auf 1 100 Anwärter, dann nach 
einem erneuten Regierungswechsel zurück 
zu Rot-Grün im Jahr 2011 auf 1 400, ab 2015 
sogar auf 1 900. 2017, nach einem nochma-
ligem Regierungswechsel zur CDU/FDP, wa-

ren es 2 300 Anwärter, im ver-
gangenen Jahr 2 670. 

Dass von den zusätzlichen 
Einstellungen trotzdem vor 
Ort nur wenig angekommen ist, liegt daran, 
dass parallel mit den steigenden Einstellun-
gen auch die Zahl der Pensionierungen stark 
gestiegen ist. Zudem hat sich die Abbrecher-
quote bei der Polizei mehr als verdoppelt, 
von ursprünglich acht auf inzwischen 20 
Prozent.

Neues Werbekonzept greift

Trotzdem steht und fällt die versprochene 
Verstärkung der Polizei mit der Erhöhung 
der Einstellungszahlen. Dass es in diesem 
Jahr erstmals gelungen ist, tatsächlich 
3 000 junge Menschen zu gewinnen, die 
nicht nur an einem Berufseinstieg bei der 
Polizei interessiert sind, sondern auch alle 
dafür erforderlichen Qualifikationsmerk-
male mitbringen, ist alles andere als selbst-
verständlich.

Dass es am Ende geklappt hat, ist den 
zahlreichen Änderungen im Bewerbungs-
verfahren zu verdanken – vom Abbau un-
nützer bürokratischer Hürden bis zur Ver-
längerung der Bewerbungsfrist. Vor allem 
aber: Ohne das große Engagement der zu-

ständigen Abteilung im LAFP hätte das al-
les nicht funktioniert. 

Wichtig ist aber auch: Um die 3 000 Neu-
einstellungen zu erreichen, wurde das Ein-
stellungsniveau in NRW nicht gesenkt. Am 
Ende aller Tests standen sogar mehr Bewer-
berinnen und Bewerber zur Verfügung, als 
es Stellen gibt. 

Mehr Anstrengungen zur 
Senkung der Drop-out-Quote 

Dennoch: Steigt die Abbrecherquote bei der 
Polizei weiter an, ist dieser Erfolg schnell 
wieder zunichtegemacht. Die GdP drängt 
deshalb darauf, dass die Hochschule und 
anderen Ausbildungsträger bei der Polizei 
jetzt auch die notwendigen Mittel erhalten, 
um die 3 000 neuen Kommissaranwärterin-
nen und -anwärter qualifiziert auszubilden. 
„Das sind wir den jungen Menschen schul-
dig, die jetzt ihr Berufsleben bei der Polizei 
beginnen“, betont Michael Maatz. Als stell-
vertretenden Landesvorsitzender sorgt er 
mit dafür, dass der Polizeinachwuchs gute 
Arbeits- und Lernbedingungen bekommt. I

Neue Joker-Lösung unterstützt Studierende

Ab dem 1. September können viele Stu-
dierende ein wenig aufatmen, denn die 

langersehnte Joker-Lösung greift jetzt auch 
im Grundstudium. Das bedeutet im Klartext, 
dass ab diesem Zeitpunkt für bis zu zwei Mo-
dulprüfungen eine zweite Wiederholungs-
prüfung möglich ist. Und der Joker gilt nicht 
nur für Klausuren und Fachgespräche, son-
dern jetzt auch für die Aktenbearbeitung.

Für die GdP ist diese Entscheidung ein gro-
ßer Erfolg, denn seit Jahren wird das Thema 
Joker von ihr eng begleitet: Viel zu lange wur-
de eine zweite Wiederholungsmöglichkeit nur 
im Hauptstudium ermöglicht und das auch 

nur für Klausuren und Fachgespräche. Viele 
betroffene Studierende hätten aber bereits im 
Grundstudium die Möglichkeit einer zweiten 
Wiederholungsmöglichkeit dringend benö-
tigt, weil zu diesem Zeitpunkt die Vielzahl an 
Prüfungen eine große Herausforderung mit-
bringt. Deshalb ist es richtig, den jungen Kol-
leginnen und Kollegen in Zukunft bereits zu 
Beginn ihres Studiums die Nutzung des Jokers 
zu ermöglichen, denn viele angehende Poli-
zistinnen und Polizisten kämpfen zu Beginn 
ihres Studiums mit Schwierigkeiten, starten 
dann aber durch und können durchaus gute 
Polizisten werden.

Hinzu kommt, dass eine Drop-out-Quote 
von über 20 Prozent der Polizei wehtut. Das 
sind zu viele junge Kollegen, die uns während 
der Ausbildung wegbrechen und hinterher im 
Dienst fehlen. 

Um die viel zu hohe Abbrecherquote zu 
senken, ist der Joker allerdings nur ein ers-
ter Schritt. Die Hochschule für Polizei und 
öffentliche Verwaltung (HSPV) muss jetzt 
auch das erforderliche Personal erhalten, 
um die 3 000 neuen KA auszubilden, ohne 
die Lehrgruppen weiter zu erhöhen und 
damit die Betreuung der Anwärter zu ver-
schlechtern.  I

 

Quelle: Innenministerium NRW

Ausbildung in ganz NRW
Verteilung der 3000 am 1. September eingestellten 

Kommissaranwärterinnen und -anwärter auf die 

zehn Ausbildungsbehörden 

Aachen
231

Bonn
158

Duisburg
326

Düsseldorf
429

Hagen
291

Münster
250

Köln
396

Dortmund
330

Gelsenkirchen
328

Bielefeld
261
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Personalrat und GdP erreichen 
mehr Geld für Sachverständige 
beim LKA

Hartnäckigkeit zahlt sich aus: Regelmäßig hat der Personalrat beim Landeskriminalamt 

seine Rechtsauffassung zur Eingruppierung der Sachverständigen gegenüber der 

Behörde zum Ausdruck gebracht. Mit Erfolg: Mit Unterstützung des PHPR und der GdP 

hat er jetzt eine bessere Eingruppierung für etwa 20 Sachverständige beim LKA erreicht – 

und damit mehr Geld. 

Jeder Einzelfall wurde mit der Behörde erör-
tert, über Jahre wurden zahllose Gespräche 

geführt. „Letztendlich hatten wir die stärke-
ren Argumente“, berichtet Personalrat Daniel 
Baumann. Konkret geht es um die Eingruppie-
rung in EG 13 statt EG 12 für Kolleginnen und 
Kollegen, die als Ingenieure beim LKA be-
schäftigt sind, und in EG 14 statt EG 13 für Kol-
leginnen und Kollegen, die als wissenschaft-
liche Mitarbeiter beschäftigt sind. Je nach Er-
fahrungsstufe geht es da rasch um brutto 100 
oder 150 Euro im Monat mehr. Hochgerechnet 
aufs Jahr ist das Plus vierstellig. 

Die Höhergruppierung erfolgte teilwei-
se lange rückwirkend ab dem Zeitpunkt 
der Übertragung der Tätigkeit, in einem 
Fall sogar ab dem Jahr 2008. Aufgrund 
der Ausschlussfrist kann das Entgelt nur 
sechs Monate rückwirkend nach Antrag-
stellung eingefordert werden, die Stufen-

laufzeit wird jedoch ab dem rückwirken-
den Höhergruppierungszeitpunkt berech-
net. Die Auswirkungen sind somit erheblich! 
In jedem Einzelfall wurden die jeweiligen 
Tätigkeitsmerkmale erörtert. Der Personal-
rat konnte sich in den Gesprächen auf zwei 
frühere Gerichtsentscheidungen stützen. 
Das stärkste Argument für eine Höhergrup-
pierung: das weitreichende und hohe Maß 
der Verantwortung. 

Die sachverständigen Gutachter und Gut-
achterinnen tragen in besonderer Weise Ver-
antwortung, wenn von ihrer Entscheidung 
abhängt, ob ein Tatort freigegeben wird oder 
noch nicht. Oder wenn sie die Gutachten ih-
rer Behörde eigenverantwortlich vor Gericht 
vertreten. Das Gutachten wirkt sich regelmä-
ßig auf die Entscheidungsfindung im Ge-
richtsverfahren aus. „Das gehört angemes-
sen vergütet“, sagt Baumann.

Die Höhergruppierungen betreffen 
die meisten seit 2007 beim LKA bestell-
ten Sachverständigen. In einigen weni-
gen Fällen standen sachliche Gründe da-
gegen. Das Thema begleitete der Personal-
rat beim LKA seit 2016. „Ein toller Erfolg für 
die Kolleginnen und Kollegen“, sagt auch 
die stellvertretende GdP-Landesvorsitzen-
de Jutta Jakobs. Nach der akribischen und 
zielgerichteten Argumentation des Perso-
nalrats sei die Höhergruppierung zwin-
gend gewesen. Im Laufe der Diskussion 
wurde erkennbar, dass der örtliche Perso-
nalrat und die Behörde mit Unterstützung 
des PHPR gemeinsam nach einem tragba-
ren Kompromiss innerhalb des TV-L ge-
sucht haben. „In Zeiten des Fachkräfte-
mangels muss die Botschaft lauten: Gute 
Leute verdienen gutes Geld, gerade auch 
bei der Polizei“, meint Jakobs. I

Erzwungener Wohnortwechsel verhindert

Wer sein Studium bei der Polizei been-
det, kann eine Wunschbehörde an-

geben, in der er in Zukunft seinen Dienst 
versehen will. Aber nicht immer stimmen 
Wunsch und Wirklichkeit überein, weil die 
Nachwuchspolizistinnen und -polizisten 
oft an anderen Orten gebraucht werden, 
als sie sich das selber gewünscht haben. 

Auch in diesem Jahr hat die Hauptjugend-
vertretung der Polizei (PHJAV) deshalb 
eine Tauschbörse gestartet. 180 Anträge 
sind eingegangen, 42 Kommissaranwärte-
rinnen und -anwärtern konnte am Ende ein 
Tauschpartner vermittelt werden. Dadurch 
wurden unter anderem Härtefälle wie ein 
erzwungener Wohnortwechsel über mehr 

als 150 Kilometer Entfernung verhindert 
werden. Dass das möglich war, ist auch 
der Kooperationsbereitschaft der Kommis-
saranwärter zu verdanken, die sich auch 
auf Alternativvorschläge eingelassen ha-
ben. Die GdP wünscht allen Kommissar-
anwärtern einen guten Start in ihrer neu-
en Behörde! I
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Der Landesfrauenvorstand der GdP hat 

am 16. August zu einem Frauensympo-

sium nach Gladbeck eingeladen – dem ers-

ten nach der erzwungenen Coronapause. 

Das Motto lautete: „Frauen in der GdP – Di-

alog und Austausch“. Zahlreiche Kollegin-

nen aus ganz NRW nahmen an der Fach-

tagung teil. Sie kamen aus unterschiedli-

chen Bereichen der Polizei, sowohl aus dem 

Beamten- als auch aus dem Tarifbereich. 

Das Programm der Fachtagung war vielfäl-

tig. Im Vordergrund standen der Austausch 

und die Vernetzung der Kolleginnen unter-

einander. Der Landesfrauenvorstand stellte 

sich und seine politischen Themen vor und 

warb gleichzeitig für eine stärkere Beteili-

gung der Kolleginnen an der gewerkschaft-

lichen Arbeit. Auch im Hinblick auf die kom-

mende Tarifrunde (Herbst 2023) und die Per-

sonalratswahlen im nächsten Jahr. 

Aktuell hat die GdP 46 050 Mitglieder, da-

von sind 14 251 Frauen. Leider spiegelt sich 

der deutlich gestiegene Frauenanteil noch 

nicht in der gewerkschaftlichen Beteiligung 

wider. Die Gremien sind nach wie vor män-

nerdominiert. Auch in den Bezirksgruppen 

gibt es noch zu wenig Frauengruppen. Das 

will der Landesfrauenvorstand ändern: „Je 

mehr Frauen sich in der GdP engagieren, 

desto stärker ist unsere Stimme“, so Kirs-

ten Böhm-Salewski, Vorsitzende des Lan-

desfrauenvorstands. Um mehr Frauen zu 

motivieren, wurde unter anderem der Kom-

munikationsberater Wolfgang Nafroth ein-

geladen, der Impulse und Ideen für mehr 

Frauenbeteiligung gab. Für ein Update zu 

frauenpolitischen Themen war Markus Ro-

bert, Vorsitzender des Hauptpersonalrats, 

vor Ort und ging mit Michaela Willig vom 

Landesfrauenausschuss in den Diskurs. 

Abgerundet wurde das Frauensymposi-

um durch verschiedene thematische Work-

shops, in denen die Kolleginnen in einen 

intensiven Austausch miteinander traten. 

Ziel war es, die eine oder andere Kollegin 

für eine Unterstützung der GdP zu gewin-

nen. Die Fachtagung war ein voller Erfolg. 

Das Frauensymposium der GdP war ein 

wichtiger Schritt, um die Herausforderun-

gen für Frauen in der Polizei zu diskutieren 

und Lösungsvorschläge zu entwickeln. Die 

Teilnehmerinnen waren sich einig, dass es 

wichtig ist, sich regelmäßig zu vernetzen 

und auszutauschen. Die GdP plant deshalb 

schon eine Folgeveranstaltung für das kom-

mende Jahr. Sie haben viele neue Impulse 

und Ideen mitgenommen. I
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Glücksnummern des Monats 

Die Gewinner im September erhalten  einen 

OSG-Gutschein im Wert 35 Euro.

45 57970, Bergisches Land

45 34437, Wesel

45 12600, LZPD NRW

Check-Karten reloaded

„Wie verhalte ich mich bei 

einem Disziplinarver-

fahren richtig?“, „Was 

mache ich, wenn mich 

die Behörde in Regress 

nehmen will?“ oder 

„Wenn ich im Dienst ver-

letzt werde, wie funktio-

niert das mit dem Scha-

densersatz?“. Antworten 

auf diese Fragen geben un-

sere Rechtsschutz-Check-Kar-

ten. Das sind praktische, kleine 

Ersthelfer, die erste Tipps geben und natür-

lich auf die jeweilige GdP-Kreisgruppe ver-

weisen. 

Aufgrund der großen Nachfrage haben 

wir die Karten zu den Themen „Disziplinar-

verfahren“, „Regress“ und „Im Dienst ver-

letzt“ neu aufgelegt. Die Check-Karten ge-

ben auf der einen Seite praktische Tipps zum 

jeweiligen Thema. Auf der Rückseite finden 

sich die Kontaktdaten zur GdP vor Ort so-

wie Hinweise auf Hilfestellungen und An-

sprechpartner. Bei einem Disziplinarver-

fahren ist es zum Beispiel wichtig, dass du 

dich nicht mehr zur Sache äußerst und dich 

schnell an deine Kreisgruppe wendest, da-

mit die GdP-Vertreter dich vertreten und dir 

helfen können. Im Falle einer Beschwerde 

bist du als GdP-Mitglied gut geschützt. Da 

der Personalrat nur auf Antrag mitbestimmt, 

solltest du in jedem Fall die Beteiligung vor 

Ort beantragen. Ist der Schaden tatsächlich 

grob fahrlässig verursacht worden, reguliert 

das unser GdP-Versicherungspartner. Leider 

kommen immer noch viel zu viele Kollegin-

nen und Kollegen bei Widerständen zu Scha-

den. Gut zu wissen, dass die GdP dann von 

der ersten Beratung bis zur Durchsetzung 

von Schmerzensgeldansprüchen hilft. Alle 

Infos findet ihr auf den Check-Karten, den 

praktischen Hilfen zum Mitnehmen. Holt sie 

euch bei euren Kreisgruppen – als Karte und 

natürlich auch digital. I

Senioren aktuell

Kreisgruppe Aachen

20.09., Herbstwanderung in Venwegen 

mit anschließender Einkehr, 11  Uhr, Treff-

punkt Parkplatz Hotel-Restaurant „Birken-

hof“,  Mulartshütter Str. 20, 52224 Stolberg- 

Venwegen. Anmeldung nicht erforderlich.

Anzeige GdP aktiv

02.09., Beachvolleyball-Turnier der Kreis-

gruppe Siegen-Wittgenstein, 13 Uhr, Beach-

platz am Siegener Giersberg, Am Sender, 

57072 Siegen. Anmeldungen bitte an info@

gdp-siegen-wittgenstein.de.

21.09., Jubilarehrung der Kreisgruppe Dort-

mund, 16 Uhr, Restaurant der Kleingarten-

anlage „Im Justenkamp“, Nortkirchenstr. 22, 

44263 Dortmund. 

22.09., Remmidemmi-Party – Vol. 4 der 

Kreisgruppe Hamm, ab 19 Uhr, Schützen-

heim Berge, Langewanneweg 233, 59069 

Hamm. 




